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1. Für unsere offene Gesellschaft 
„Der Einsatz für unsere Demokratie und gegen jede Form von Menschenverachtung durchzieht al-

le Ebenen (Staat, Kommunen, Zivilgesellschaft)“1 

Unsere Gesellschaft steht unter Beschuss – auch in Bremen und Bremerhaven: Rechte Parteien versu-

chen Fuß zu fassen und wollen eine verschlossene und einseitige Gesellschaft. Sie arbeiten mit Lügen, 

Ausgrenzung und Hass, versuchen sich aber auch bürgerlich zu geben. Durch verschiedene Taktiken und 

Anträge in den Beiräten und der Bürgerschaft Bremens sowie in der Stadtverordnetenversammlung 

Bremerhavens versuchen sie, einen demokratischen Anstrich zu wahren. Oft nutzen sie Ämter aber auch 

jetzt schon um Menschen auszugrenzen und zu stigmatisieren. Für Demokrat*innen aller Parteien und 

Grüne insbesondere gilt es, beim Kampf um unsere offene Gesellschaft, um Vielfalt, Zukunft und Tole-

ranz, sowohl gut informiert zu sein, als auch mit eigenen Argumenten und Strategien gerüstet zu sein. 

Du willst am Wahlkampfstand, in (Stadtteil-)Parlamenten und überall vor Ort auf rechte Argumentation 

vorbereitet sein und dagegen arbeiten können. Das kann bedeuten, dass du einfache Fragen beantwor-

test oder auch, dich für deine Politik massiven Kampagnen ausgesetzt zu sehen. Rechte nutzen alle 

Mittel, um von den tausenden wichtigen Themen abzulenken, die der Alltag bereithält. Ihre Taktik sind 

Störfeuer und Ablenkung von wichtigen Themen. Doch wieso, was ist der Hintergrund und wer ist in 

Bremen an der Spitze dieser Bewegung? Es hilft, zu verstehen, mit wem Du es zu tun hast – und sicher 

beschreiben zu können, wen Protestwähler*innen eigentlich ‚aus Protest‘ wählen würden. 

Diese Broschüre erklärt was die Rechten antreibt, wie ihre Netzwerke und Strategien im Bundesland 

Bremen aussehen und welches Weltbild hinter den vielfältigen rechten Gruppierungen steht. Dabei sind 

die erklärenden Kapitel so aufgebaut, dass die Grundzüge des Themas erklärt werden und wichtige 

Punkte in einem Kasten kurz dargestellt sind. Im Anschluss werden erfolgreiche Strategien gegen rech-

ten Parteien und Agitation sowie häufige Themen in Bremen und Bremerhaven sowie im Bundesgebiet 

dargestellt. Es gibt schon viel Material über rechte Parteien und Netzwerke, das öffentlich verfügbar ist. 

Zur einfacheren Orientierung stellt die Grüne Landesgeschäftsstelle euch einen Fundus an Materialien 

online zur Verfügung. Einige Argumente und Argumentationshilfen sind auch diesem Reader als Rüst-

zeug angefügt, um an Wahlkampfständen aber auch vor Ort zu bestehen. Links zu weiteren 

Informationsmaterialien und die hilfreichsten Tipps aus anderen Publikationen sind hier übernommen. 

Wir Grünen haben uns entschieden, zu unseren Werten und unserer Verantwortung für die Menschen 

und die Gesellschaft zu stehen – in Europa und vor der eigenen Haustür.2 Es ist schön, dass du dich für 

eine freie und offene Gesellschaft einsetzen möchtest. Jede und jeder soll sich in Bremen, Bremerhaven 

und umzu wohlfühlen. Diskriminierungsfrei, anerkannt und menschlich.  

 

Wichtige Punkte 

Du setzt dich für die offene Gesellschaft ein. Für ein soziales, basisdemokratisches, ökologisches und 

gewaltfreies Miteinander. Dein Ziel ist nicht, gegen etwas Politik zu machen, sondern für etwas. Dein 

Ziel sind Menschlichkeit, Freiheit von Diskriminierung und grüne politische Themen. 
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2. Rechte in Bremen und umzu 
In Bremen setzt sich das rechte Spektrum aus einer Vielzahl an Akteur*innen zusammen. Einige Parteien 

geben sich dabei bürgerlich bis konservativ, während andere Parteien, Bewegungen und Gruppen sich 

offen völkisch bis nationalistisch positionieren. Neben den Parteien und ihren Jugendorganisationen sind 

die aktionistische Gruppierung Identitäre Bewegung (IB) als wichtige Akteurin sowie einige auffällige Mo-

torradrockergruppen und mehrere Bands des rechtsextremen Spektrums relevant. Wegen der vielen 

Akteur*innen wird hier von einer „Mischszene“ gesprochen. Die Rechtsrocker sind mit Politiker*innen 

verbunden, unter den Parteien gibt es oft Personalwechsel, auch wirtschaftliche Beziehungen und per-

sönliche Verbindungen sorgen für eine einschlägige, rechte Szene in Bremen.  

Das Landesamt für Verfassungsschutz erwähnt in seinem Verfassungsschutzbericht 20173 neben der IB 

und einigen anderen Gruppierungen nur die Nationaldemokratische Partei Deutschland (NPD), spricht aber 

auch über deren Rückgang ins Bedeutungslose. Sie ist in Bremerhaven über einen Stadtverordneten ver-

treten. Seit der Gründung eines Landesverbandes der Partei Die Rechte, die vor allem in Bremerhaven 

schon mit Stickern und Aktionen auftrat, ist eine weitere vom Verfassungsschutz beobachtete Partei im 

Land Bremen aktiv. Die Rechte sieht sich auch nach eigener Aussage ihres Gründungsvorsitzenden als 

Nazi-Partei.4 Sie wird aber wahrscheinlich kein besonders hohes Mobilisierungspotential entwickeln. Die 

Alternative für Deutschland (AfD) ist 2019 zum Prüffall der Verfassungsschutzämter erklärt worden, ihre 

Jugendorganisationen namens Junge Alternative (JA) sind Verdachtsfälle wegen eindeutiger Verfassungs-

feindlichkeit - insbesondere der Landesverband in Bremen, der als einer der rechtesten gilt und schon 

2018 Beobachtungsobjekt war. Durch ihr Personal und Positionierung ist die AfD Bremen dem rechten 

„Flügel“ mit der Patriotischen Plattform PP innerhalb der AfD zuzuordnen, der selbst als Verdachtsfall der 

Verfassungsschutzämter gilt. 

Weitere Parteien, die hier genannt werden müssen, sind die nahezu bedeutungslose Partei Liberal-

Konservative Reformer (LKR) als Abspaltung der AfD und die Wählervereinigung Bürger in Wut (BiW), die 

als Ableger der ehemaligen Schill-Partei in Bremerhaven eine Basis hat. Vertreten in der Bremischen 

Bürgerschaft sind die BiW mit dem Landtagsabgeordneten Timke aus Bremerhaven und den ehemaligen 

AfD-Mitgliedern Leidreiter und Remkes, die AfD mit dem Abgeordneten Tassis und die LKR mit ebenfalls 

einem verbleibenden Abgeordneten. Zwischen den drei Parteien AfD, LKR und BiW sowie ihren Parla-

mentsvertreter*innen gab es in der 19. Legislaturperiode diverse Personalwechsel. In einigen Beiräten 

Bremens, vordringlich denen in Walle und Vegesack, und in der Stadtverordnetenversammlung Bremer-

haven sind diese ebenfalls vertreten. Wirklich gefährlich bis demokratiegefährdend ist durch ihre 

momentanen Wahlerfolge aber auch ihren rechtsextremen Kern und ihre Agenda Setting-Fähigkeit ins-

besondere die AfD. Sie schafft es, in alle Parlamente Deutschlands einzudringen, stachelt dabei mit 

Vorliebe gegen Minderheiten und freie Presseberichterstattung auf und unterhält Verbindungen zu völ-

kischen bis rechtsradikalen Gruppierungen.  

Wichtige Punkte 

Bremen hat eine rechte Mischszene. Insbesondere die AfD ist mit ihrer Jugendorganisation JA und ihrer 

Nähe zur rechtsextremen IB aufgrund ihres momentanen Erfolges ein Problemfall für die Demokratie. 

Es gibt neben der AfD auch deutlich kleineren Parteien mit denen zum Teil gerechnet werden muss. 

Die AfD Bremen gehört zum rechten Flügel der AfD und ist mit Organisationen verbunden, die wie die 

AfD vom Verfassungsschutz beobachtet werden. 
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2.1. Weltbild und Strategie 
„Das Ziel von Rechtsextremisten besteht darin, die pluralistische Gesellschaftsordnung durch die 

einer „Volksgemeinschaft“ zu ersetzen, in der der totalitäre Staat und das ethnisch homogene 

Volk miteinander verschmelzen.“5 

Diese Bewertung des Landesamts für Verfassungsschutz zeigt zwei grundsätzliche Elemente rechter und 

rechtpopulistischer Argumentationen auf. Die „Volksgemeinschaft“ als ein Ziel, in dem es nur einen 

„Volkswillen“ geben könne und die pluralistische Gesellschaftsordnung als absolutes Feindbild gilt. Die 

Idee dahinter ist, dass „das Volk“ eine einzige und richtige Meinung habe, während „die Eliten“ gegen 

das Volk arbeiten. Dies ist die Grundlage, um mit rassistischen Gedanken eine „Wir-Gruppe“ gegen eine 

oder mehrere „Die-Gruppe(n)“ abzugrenzen. Dabei ist es Rechten relativ egal, ob es sich um andere Le-

bensweisen, Religionen, ethnische Herkunft oder politische Einstellungen handelt. Sie unterteilen nach 

oberflächlichen, rassistisch-populistischen Merkmalen und richten ihre Sprache darauf aus. 

Die Welt, wie sie Rechten gefällt, ist gegen Vielfalt und Meinungsfreiheit. Sie geht maximal von neben-

einander existierenden Kulturen und Ethnien aus, erfindet scharfe Trennungen zwischen Menschen und 

verbindet die Idee eines Einheitsvolkes mit der Idee einer Nation, die abgeschottet sein muss. Dieses 

Weltbild widerspricht der vielfältigen Gesellschaftsordnung des Grundgesetzes, der EU und der Men-

schenrechte. Da die Ideen dieses Weltbildes in der Zeit des Nationalsozialismus zu großen Teilen 

umgesetzt wurden, zieht diese Zeit für heutige Rechte eine Faszination nach sich. So erklärt sich, dass 

Rechte die Verbrechen der Nazizeit verharmlosen, leugnen oder gar befürworten. Die Ideen der starken 

Hand oder der Führer*innen-Figur sind in diesem Weltbild logische Schlüsse. Da wo alle angeblich nur 

eine Sache wollen und ein Ziel haben, gibt es den „Volkswillen“, der direkt umgesetzt werden muss und 

eine darauf ausgerichtete Politik. Andere Elemente wie verschiedene Religionen oder eine Bedrohung 

der „ethnischen Reinheit“ durch die Anwesenheit von Menschen unterschiedlicher Herkunft wird sehr 

stark abgelehnt. Ausnahmen bestätigen hier bekanntlich die Regel. Nur in diesem Weltbild funktionieren 

Argumente wie „Die Regierung arbeitet gegen das Volk“, die freie Presse würde gesteuert sein und lü-

gen6 oder ähnliche Äußerungen gegen Eliten, andere Parteien und staatliche Institutionen.7 

Eine wichtige Strategie rechter Argumentation arbeitet damit, den Mythos aufzubauen, rechte Parteien 

seien Opfer eines Parteienkartells oder eines sie unterdrückenden Staates. Diese Idee ist ein Einstieg in 

die rechtsextreme Welt. Aus dem Verständnis, sich für „mundtot gemacht“ zu erklären und die als Volks-

wille gefasste „Meinung“ vermeintlich verboten zu bekommen, leiten Rechte ein Widerspruchsrecht ab, 

das sich in Gewalt äußern kann. Diese Art zu denken existiert im Konzept politischer Kulturen bei ca. 10-

15 % der Bevölkerung demokratischer Staaten. Sie ist eine vereinfachte und unterkomplexe Denkweise 

und stellt das „Ich will aber!“ Erwachsener dar. Diese Denkweise bewertet andere Meinungen als Abwei-

chungen von „der Meinung des Volkes“ statt als verschiedene gleichwertige Meinungen in einem System 

demokratischer Aushandlung.8  

Wichtige Punkte 

Rechte folgen einem gemeinsamen und in sich geschlossenen Weltbild, das sich in rechter Ideologie 

niederschlägt. Diese ist totalitär und richtet sich gegen Meinungsvielfalt, die Freiheit aller Menschen 

und verschiedene Lebensformen. Ein homogenes „Volk“ mit einem „Willen“ statt demokratischer Kom-

promisse soll durch starke „Führung“ vertreten und „Andere“ ausgeschlossen werden. 
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2.2. Strategie Opfermythos und Aufmerksamkeit 
Rechte nutzen diese Taktik ganz bewusst. Sie wollen die Grenzen des Sagbaren verschieben und damit 

normaler und wählbarer wirken. Die Strategie ist sehr einfach aber effektvoll. Es werden Behauptungen, 

Lügen oder auch beleidigende Äußerungen getätigt, die dann, wenn ihnen widersprochen wird, nicht 

überdacht werden. Wenn Rechte also auf der Grundlage ihres Weltbildes etwas sagen, das bei anderen 

nicht gut ankommt, dann bestärkt es irrigerweise ihre Überzeugung. So erklärt sich auch der Slogan „Mut 

zur Wahrheit“ der AfD. Die Logik dahinter ist: Wenn das, was ich sage – und das muss ja wahr sein – bei 

anderen auf Ablehnung stößt, dann liegen die anderen falsch. Die AfD möchte die Wörter „völkisch“ oder 

„Volksgemeinschaft“ positiv besetzen und will rassistische und menschenfeindliche Äußerungen tätigen. 

Der mittlerweile aus der AfD ausgetretene Landesvorsitzende Poggenburg argumentierte für diese nach 

seiner Ansicht „völlig unproblematische[n] und sogar äußerst positive[n] Begriffe“ - und möchte sie sich 

nicht „verbieten lassen“. Weiter: "Das lassen wir uns nicht gefallen, denn wirkliche Freiheit fängt bei der 

Freiheit der Sprache an!"9.  

Eine andere Facette ist, dass widerholt die Äußerung komme, es solle sich vorwiegend mit ihrem Thema 

beschäftigt werden. Wenn „Migration“, „der Islam“ und „das Volk“ nicht besprochen werden, so die Erzäh-

lung, dann würde vertuscht werden, nicht die Wahrheit gesagt oder gar gelogen. Das auch hier wieder 

wichtige Element ist pure Aufmerksamkeit. Durch Sichtbarkeit und die Besetzung öffentlichen Raumes – 

sei es durch Sendezeit oder Zeitungsartikel - sowie immer neue Debatten zu diesen Themen sollen die 

Grenzen des Sagbaren verschoben werden und eine mediale Präsenz geschaffen werden. So stimmt 

schon die Wahrnehmung über den Anteil von Migrant*innen in Deutschland nicht mit der Realität über-

ein, bei Schätzungen über den Anteil der Muslime werden bis zu viermal so große Prozentzahlen 

angenommen wie real anwesend sind. 

In der Bremerhavener Stadtverordnetenversammlung am 01.11. hat die AfD Bremerhaven einen ihrer 

wenigen Anträge vorgebracht. Sie hat vorgeschlagen, Straßen und Plätze nach relativ unzusammenhän-

gend zusammengestellten Personen zu benennen. Da die Stadt Bremerhaven sich einige Zeit vorher 

dazu verpflichtet hat, neue Straßennamen für eine Zeitlang nur an Frauen zu vergeben, waren dies na-

türlich ausschließlich Männernamen. Es sollten Albert Einstein, Ludwig Erhard und der erste 

Kommandant der GSG9 durch Straßennahmen geehrt werden. Die Ehrung eines jüdischen Wissenschaft-

lers und eines CDU-Bundeskanzlers durch die AfD und der Ansatz, weitere Männer statt Frauen 

vorzuschlagen konnten nur scheitern. Die AfD wollte scheitern – und sich dann als Opfer anderer Partei-

en darstellen. Dieses Verhalten in Parlamenten aber auch in der Presseöffentlichkeit hat System und 

wird für ein „Die gegen uns“-Schema ausgenutzt und teilweise genüsslich ausgekostet. Jüngst wurde ein 

ähnlicher Ansatz im Beirat Walle versucht, als die AfD versucht hat, ihren JA-Vorsitzenden Teske als 

Sachkundigen Bürger in den Beirat Walle zu entsenden. Da Teske klar belegbare Verbindungen zur IB 

hat, als JA-Vorsitzender vom Verfassungsschutz beobachtet wird und selbst in Äußerungen und Schriften 

völkische Sprache nutzt, war auch seine Ablehnung im Voraus klar. 

Wichtige Punkte 

Der Opfermythos und die Verrohung der Sprache gehen Hand in Hand. Als Angriffsstrategie wird die 

Behauptung, rechte Positionen seien normale Diskursbeiträge und der Vorwurf, Rechte seien Opfer von 

„political correctness“ als Waffe gegen demokratische Erwiderungen genutzt. So sollen rassistische und 

menschenfeindliche Äußerungen und Handlungen von Rechten verharmlost werden.  
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2.3. Tendenziöse Anfragen 
„Aus möglichen Gründen für eine Verfassungsschutz-Beobachtung leitet [ein Gutachten für die 

AfD] 31 Handlungsempfehlungen ab, wie die AfD eine Beobachtung vermeiden kann. Wenn sich 

die Partei daran halten will, sind viele Äußerungen aus der Vergangenheit ab jetzt tabu.“ 10 

Vielfach fallen Rechtspopulist*innen durch fremdenfeindliche Sprüche und Lügen auf. Allerdings lassen 

sich aus vielen Äußerungen und Anträgen auch klar demokratiefeindliche Ansätze erkennen. Fragen 

nach „Messerverbrechen im Lande Bremen“11, so eine Anfrage des BiW-Abgeordneten Timke oder „Wie 

viele Unterzeichner der sogenannten Bremer Erklärung befinden sich im Staatsdienst?“ des AfD-

Abgeordneten Tassis und solche nach Informationen über die Anzahl muslimischer Gebetsräume12 fin-

den sich vielfach im Repertoire rechter Parteien. Mit der ersten Anfrage sollen tendenziöse Bilder 

erstellt werden, die zweite versucht, private verfassungsmäßige Äußerungen gegen die AfD mit Beschäf-

tigung in Einklang zu bringen und die dritte zielt auf Datenmaterial zur Nutzung in islamfeindlichen 

Kontexten ab. Rechte nutzen jedes Instrument, um Aufmerksamkeit für ihre Thematik zu erzeugen und 

eindimensionale Bilder der Gesellschaft zu zeichnen. 

Die Reaktionen in Parlamenten und von Verwaltungsseite müssen dabei deutlich und klar sein. In den 

Parlamenten Bremens werden dabei zwei Strategien verfolgt, die Hintergründe und Beweggründe für die 

Anfragen, Anträge und Einwürfe rechter Parteien aufzuzeigen und einen Schulterschluss demokratischer 

Parteien und Gruppen zu üben. Das kann so aussehen, dass eine demokratische Partei gegen Anträge 

und Argumente rechter Parlamentarier spricht, oder dass alle demokratischen Parteien ihre Analyse der 

Situation vortragen. Die erste Strategie hat eine längere Tradition in der Bremischen Bürgerschaft, die 

zweite Strategie wurde in der Bremerhavener Stadtverordnetenversammlung genutzt. Positiv an der 

zweiten Herangehensweise ist, dass so eine Überlast an Argumenten gegen rechte Argumentationen 

entsteht. Der Nachteil ist, dass Anträge der rechten Parteien auch mehr Aufmerksamkeit bekommen. 

Welche Strategie genutzt wird sollte nach der Analyse des Einzelfalles geklärt werden. 

Die AfD nutzt momentan überall in Deutschland sehr stark die Parlamente um völkisch-ideologische 

Anfragen zu stellen, sich selbst als Opfer darzustellen oder um andere populistische Anfragen unterzu-

bringen. Vielfach sind diese inhaltlich fehlerhaft oder fordern sogar in Teilen verfassungsfeindliche 

Staatshandlungen. Der Effekt der wenigen Mandatsträger im Bundeland Bremen hält sich bislang in 

Grenzen. Die Erfahrungen aus anderen Bundesländern zeigen, dass jede*r Mandatsträger*in rechter Par-

teien das demokratische System sabotiert. Immer sind parlamentarische Handlungen von einer 

Verachtung gegen das pluralistische demokratische System geprägt. Dies wird unter anderem deutlich, 

wenn die AfD versucht Einfluss auf die Presselandschaft zu nehmen, mittels skurriler Taktiken Parlamen-

te zu lähmen oder durch Zwischenrufe auffällt, die Freude ausdrücken, wenn linke Redner*innen auf der 

Plenarsaal-Mikrofonanlage nicht zu hören sind.13 Im November 2018 hat die AfD sogar bewusst versucht, 

die Arbeit des Parlamentes zu sabotieren und die Beschlussfähigkeit des Bundestages angezweifelt - nur 

um bei der Zählung dann komplett den Saal zu verlassen. Geklappt hat es nicht. 

Wichtige Punkte 

Rechtspopulist*innen nutzen die Parlamente fast ausschließlich für tendenziöse Anfragen, achten diese 

Parlamente, ihre Gepflogenheiten und die demokratischen Parteien jedoch nicht. Ihre vielfaltsfeindliche 

Weltanschauung lässt sich aus ihren Anfragen und Anträgen deutlich ablesen. 
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2.4. Die AfD Bremen 
Bei einer Rede bei einem neurechten Thinktank führte etwa der Thüringer AfD-Fraktionschef 

Björn Höcke aus, es müsse für alle AfD-Fraktionen „oberste Maxime“ sein, dass man sich nicht mit 

Landtagsarbeit „überbeschäftigen“ könne. Tassis, dessen großes Vorbild Höcke ist, hält sich dran. 

Landtagsarbeit bzw. Bürgerschaftsarbeit der AfD sieht in Bremen so aus.14 

Dieses Zitat stammt aus dem März 2016, als die AfD vor ihrer Aufspaltung und der Einzelabgeordnete 

Tassis zusammen fünf parlamentarische Anträge oder Fragen in Fragestunden vorzuweisen hatten. Seit-

dem hat sich Tassis‘ Output deutlich gesteigert. 87 Fragen in der Fragestunde und 21 Anträge hat Tassis 

bis Dezember 2018 insgesamt gestellt.15 Die meisten Anträge beschäftigen sich mit Geflüchteten, Mus-

limen und anderen Themen rund um die Migration, ein veritabler Anteil auch mit der AfD selbst und 

ihrer Rezeption in der Bevölkerung (Anfrage in der Fragestunde vom 04.12.2017: „Aufhängung AfD-

feindlicher Banner an öffentlichen Gebäuden“). Ein kleinerer Schwerpunkt liegt auf sozialen und kultu-

rellen Projekten, bei denen er Einflüsse von „Linksextremisten“ sieht. Zwischennutzungsprojekte wie das 

Lankenauer Höft oder die Vergabe des Bunkers in der Überseestadt, der an eine Kultur-, Handwerk- und 

Partycommunity namens Zucker e.V. vergeben wird, fragt er demgemäß ab. Vereinzelt stellt er auch An-

fragen und Anträge, die sich mit anderen Themen beschäftigen; so fordert Tassis, eine Fußgängerbrücke 

einzureißen um dann an deren Endpunkten Wohnraum zu schaffen oder die „Gesellschaftliche Integrati-

on durch Beflaggung auf Schulhöfen mit der Bundesflagge“16. 

In Vorbereitung auf den Bremischen Wahlkampf versuchte die AfD, präsenter im Gebäude der Bremi-

schen Bürgerschaft aufzutreten. Für eine Veranstaltung, deren Podium mit dem bekannten Neonazi 

Benedikt Kaiser und weiteren rechten Diskutanten besetzt war, nutze sie Räumlichkeiten in der Bremi-

schen Bürgerschaft.17 Vorab wurden eindeutig nationalistisch konnotierte Plakate strategisch vor 

bekannten Linken Orten in Bremen platziert, aber auch illegaler Weise auf dem Bremer Marktplatz. Vor 

der Veranstaltung organisierte die AfD mit dem Vorsitzenden der vom Verfassungsschutz beobachteten 

JA eine Art Einlasskontrolle. Auch während der Veranstaltung versuchte dieser, Teile der Zivilgesell-

schaft und anwesende Gegendemonstrant*innen des Saales zu verweisen. Hinweise der 

Bürgerschaftsleitung, die AfD habe kein Hausrecht, wurde seitens des JA-Vorsitzenden mit „Noch nicht“ 

und ähnlichen Äußerungen kommentiert. 

Für die Aufstellung zur Bürgerschaftswahl hat die AfD Bremen eine Posse geliefert und mit Magnitz ihr 

Bundestagsmitglied auch auf Platz eins der Bürgerschaftsliste gesetzt. Dem ging ein stärkerer Ruck mit 

Umstrukturierungen in Wahlkampfbüros und persönlichen Anfeindungen voraus. Die bewusst gewollte 

mediale Aufmerksamkeit für Magnitz nach einem angeblichen Kantholzangriff, interne Intrigen und glat-

te Lügen des Kandidaten wurden im Verlauf presseöffentlich. Der Weser Kurier fasst diese Possen u.A.im 

Artikel „Frank Magnitz: ungeeignet für jedes Amt“ gut zusammen.18 

Wichtige Punkte 

Die AfD im Land Bremen ist klar dem rechten Flügel zuzuordnen. Ihre Parlamentsmitglieder arbeiten 

nicht sachlich in den Ausschüssen, sondern setzen auf Selbstdarstellung und Provokation. Eine ver-

nünftige parlamentarische Arbeit ist auch bei den Kandidat*innen der AFD Bremen nicht zu erwarten. 

Klar sein muss: Für Bürgerinnen und Bürger verbessert sich nichts mit einer AfD im Parlament. 
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2.5. Die AfD, freie Meinungsäußerung und Schulen 
„Wo immer sich Menschen für Vielfalt und Freundlichkeit einsetzen, bekommt die AfD Schaum 

vorm Mund. Und wo bei anderen der Sinn für Humor sitzt, haben die Rechten einen kleinen, har-

ten Knoten, aus dem sie gelegentlich etwas bittere Häme absondern.“19 

Die AfD richtet in verschiedenen Bundesländern „Meldeportale“ ein - auch in Bremen. Nach eigener Aus-

sage, um „hetzende“ Lehrer*innen melden zu können. Dies ist ein schwerer Eingriff in die Freiheit von 

Forschung und Lehre! Insbesondere, da die AfD jegliche Beschäftigung mit ihrer rechtspopulistischen 

Politik, jede Einordnung und Analyse nach fachlichen und wissenschaftlichen Maßgaben als „Hetze“ ge-

gen die AfD ansieht. Von schweren Eingriffen in die Berufsfreiheit abgesehen, haben die 

Kultusminister*innen der Länder diese Praxis klar als „Instrument von Diktaturen“ eingeordnet.20 Unpas-

sende Unterrichtsmethoden und Themen sollen hier eingedämmt und die wichtige Vermittlung 

demokratischer Werte eingeschränkt werden. 

In Hamburg hat diese Strategie in der Bürgerschaftssitzung im Dezember 2018 neue Blüten getrieben 

als die AfD-Fraktion eine Anfrage stellte, weil eine Schülerin ein selbst angefertigtes Shirt mit „AfD - 

Alternative für Dummheit“ beschriftet hat. Die AfD versuchte daraufhin, diese Meinungsäußerung einer 

Schülerin zu kriminalisieren und der organisierenden Bildungseinrichtung mangelnde pädagogische 

Eingriffe zu unterstellen. Es ist mit der „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen“-Partei und ihrer Aus-

rede, bei fremdenfeindlicher Hetze und menschenverachtenden Äußerungen nur ihre Meinung 

kundzutun, und der tatsächlichen Reaktion auf Meinungsäußerungen nicht weit her. 

Der Unterschied ist dabei ein gravierender: Politik, Programme oder Äußerungen von anderen kritisch zu 

sehen ist immer gedeckt, genauso wie eine Meinung zu Migration zu haben und zu äußern. Allerdings ist 

die AfD besonders dafür bekannt, stigmatisierte Begriffe zu nutzen und Beleidigungen und Abwertungen 

von Menschen vorzunehmen. So sollen Begriffe wie „völkisch“ und Handlungen wie „Schießbefehle“ 

wieder angewendet werden. Berühmtheit erlangten auch rassistische Abwertungen z.B. gegenüber dem 

deutschen Nationalspieler Jerome Boateng, den Menschen angeblich nicht als Nachbar haben wollen 

würden. Dabei handelt es sich oft um gruppen- oder personenspezifische Diffamierungen, die nicht 

durch die Meinungsfreiheit gedeckt sind. Vielfach wird dort bewusst mit dem Vokabular der Zeit des 

Nationalsozialismus gearbeitet. Dieses muss von uns Grünen als Demokraten klar und eindeutig benannt 

werden. 

Meinungsäußerungen über die AfD können auch hart sein oder klingen – sie sind aber tatsächlich Mei-

nungen. Klare Einordnungen und scharfe Kritik stellen in keinem Fall „Hetze“ dar. Im Falle der 

Beleidigungen „Nazi“ oder „Nazipartei“, die gegenüber der AfD verwendet worden sind, haben Gerichte 

unterschiedliche Urteile getroffen. Generell lässt sich aber annehmen, dass insbesondere die Benennung 

rechter und rassistischer Äußerungen der AfD als solche durch die Meinungsfreiheit gedeckt sind – im 

Gegensatz zu den von Rechten getätigten Äußerungen.21 Allerdings raten wir von direkten Beleidigun-

gen ab. Es ist noch kein Diskurs durch beleidigende Äußerungen gewonnen worden.  

Wichtige Punkte 

Meinungsfreiheit bedeutet für die AfD und ihre Anhänger*innen nicht, die Freiheit aller sich demokra-

tisch äußernden Menschen und ihrer Meinung zu achten, sondern ihre eigene vermeintliche Freiheit, 

sich so undemokratisch und abwertend zu verhalten, wie sie es wünschen. 
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3. Argumentieren 
Mit Rassisten diskutieren, das ist, wie mit einer Taube Schach spielen: Egal wie gut du bist, egal 

wie sehr du dich anstrengst, am Ende wird die Taube aufs Spielfeld kacken, alles umschmeißen 

und umher stolzieren, als hätte sie gewonnen. 

Nico Semsrott, frei nach Eric Cantona 

Die gute Nachricht vorweg: Es gibt ein breites Netzwerk an Demokrat*innen, die für unsere offene Ge-

sellschaft, gegen Hassparolen und völkische Erklärungsweisen einstehen. Sie schließen sich in 

Initiativen zusammen, machen ganz allgemein Werbung für demokratische Parteien oder unterstützen 

Opfer rassistischer Stigmatisierungen und rechten Hasses. Sie singen, malen, informieren, basteln und 

demonstrieren für die Werte des Grundgesetzes. Diese Gruppen sind wichtige Vertreter*innen der Zivil-

gesellschaft – und sie sind bei weitem die Mehrheit. Auch wenn rechte Parolen und Parteien gerade in 

Mode sind – über 80% der Menschen in Deutschland lassen sich nicht darauf ein. Auch wir nicht. Mit uns 

und anderen demokratischen Parteien stehen staatliche Institutionen aber auch Vereine wie Werder 

Bremen und Unternehmen wie Go Bäng klar gegen rechte Parteien ein. Vor allem hat sich jedoch eine 

breite Auswahl an Initiativen und Gruppen gebildet, die zivilgesellschaftliche Arbeit gegen Rechts leis-

ten. Von Großdemos über regelmäßige Aktionen bis zu Informationsveranstaltungen.  

Öffentliche Einrichtungen: 

 Demokratiezentrum Land Bremen - gruenlink.de/1koj 

o Das Demokratiezentrum ist Teil des Bundesprogramms Demokratie leben! Aktiv gegen 

Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit und informiert sowie berät Men-

schen, die von Rassismus und Ausgrenzung betroffen sind oder interessiert sind. 

 pro aktiv gegen rechts – Mobile Beratung in Bremen und Bremerhaven - gruenlink.de/1kok 

o Die Beratungsstelle pro aktiv gegen rechts informiert und berät zu den Themenfeldern 

Rechtsextremismus, Antisemitismus und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit.  

Initiativen mit Facebook-Seiten: 

 Bremer Bündnis gegen Rechts (BgR) 

o Aus der Gegenbewegung zu einem Auftritt der völkischen Band Frei.Wild gegründet, or-

ganisiert das BgR Informationsveranstaltungen um die Szene und ihre Vernetzung besser 

zu verstehen und setzt sich vielfältig gegen rechts ein. 

 AfD Büro? Nirgendwo! 

o Anfangs als Initiative gegen ein präsentes AfD-Büro in Walle gegründet hat, ist diese 

mittlerweile an vielen Orten Bremens präsent, indem sie Auto- und Fahrradanhänger mit 

großen Plakatständern Orten aufstellt und Unterschriften gegen AfD-Büros überall sam-

melt. Darüber hinaus gibt es kreative Gesangsproteste, regelmäßige große Frühstücke 

vor dem als AfD-Büro geplanten Haus in Walle und weitere kreative Proteste. 

Wichtige Punkte 

Es gibt in überwältigender Zahl mehr Demokrat*innen als Rechte in Bremen. Hilfsangebote, Netzwerke 

und Initiativen kämpfen wie wir parteiübergreifend für eine offene Gesellschaft. Diese wollen wir soli-

darisch unterstützen, aber wir bekommen auch Unterstützung von ihnen. 

http://www.demokratiezentrum.bremen.de/
https://vaja-bremen.de/teams/pro-aktiv-gegen-rechts/
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3.1. Diskussionen mit Bürger*innen erfolgreich führen 
Wir stehen als Partei, die Offenheit, Toleranz, Zukunftsgestaltung und Mut für die Zukunft als Werte ver-

tritt, zentral gegen die Ideen der Rechten. Wir sind folglich eine besondere Zielscheibe ihres Hasses, da 

wir das ihnen verhasste Bild einer offenen Gesellschaft vertreten. Da dies so ist, haben wir es auch oft 

mit Diskutierenden an Wahlkampfständen zu tun, die Teilen der rechten Argumentation folgen, aber 

manchmal eher teilweise kritische Nachfragen stellen und prüfen wollen, ob und wie an Verschwörungs-

theorien und Presseerklärungen etwas dran ist. Es gibt aber auch Menschen, die gerne provozieren. 

Beide Gespräche sind mühselig und fordern viel Wissen und klare Strategien. In der bisherigen Praxis 

hat sich das folgende Startmuster als positiv erwiesen: 

1. Prüfen, welche Idee, welche Fakten und welche Weltanschauung hinter Fragen und Aussagen 

steht. 

a. Ist die Idee, wirklich an Wissen zu kommen oder zu provozieren? 

b. Liegt ein faktischer Fehler zugrunde? Werden unbelegte Behauptungen wiedergegeben 

oder schon widerlegte „Fake News“ reproduziert? 

c. Geht die fragende Person davon aus, dass Menschen ungleich zu behandeln sind, „der 

Staat“ gegen „den Volkswillen“ arbeitet oder „Eliten“ gegen „das Volk“ handeln? 

2. Auf die Gefühle und Fragen der Person knapp eingehen und herausfinden, welche Motivation 

vorhanden ist. 

a. Persönliche Enttäuschung oder diffuse Angst? 

b. Lust an der Auseinandersetzung oder Langeweile? 

Auch von Diskurspartner*innen, die nicht rechtsextrem sind und in geschlossenen Weltbildern leben gibt 

es Vorwürfe gegen Grüne, eine offene Gesellschaft und Menschen, die einfach anders sind. In einem ru-

higen, faktenbasierten Gespräch lassen sich mit durchschnittlichen, nur durch rechte Propaganda 

aufgestachelte Bürger*innen auch klärende Gespräche führen. Dabei geht es um ein Weltbild und um 

Fakten. Beide sind verwoben und müssen gemeinsam vermittelt, beziehungsweise im Gespräch erarbei-

tet werden. Gefühlte Wahrheiten und ermittelbare Wahrheiten liegen oft auseinander. Eine gemeinsame 

Diskussionsgrundlage – von großen Themen wie der Umwelt über sehr persönliche Erfahrungen wie die 

Gesundheit oder soziale Probleme - kann helfen. 

Ein Beispiel: Im Jahr 2017 hatte der Bund einen Gesamthaushalt von knapp 330 Mrd. €. Es wurden ca. 20 

Mrd. für die Geflüchtetenhilfe ausgegeben, wobei die Quote der Ausgaben zum BIP sogar gesunken ist.22 

Gleichzeitig soll der Verteidigungshaushalt, der bis 2024 um ca. 20 Mrd. wachsen darf, um fast die glei-

che Summe erhöht werden – was annähernd eine Verdoppelung darstellt.23 Es ist also Geld da, es wird 

sogar noch ein Plus erzielt. Gleichzeitig fließen die meisten Ausgaben für Geflüchtete direkt zurück in 

die deutsche Wirtschaft. Unterkünfte, Jobs im sozialen Bereich, in Schulen, in Betreuung und Verpflegung 

verursachen nicht nur Kosten, sondern auch Einkünfte vor Ort. 

 

Wichtige Punkte 

Es lohnt sich nicht, mit allen Diskutant*innen am Wahlkampfstand oder auf Veranstaltungen zu spre-

chen, die rechte Äußerungen tätigen. Aber es gibt auch Gespräche, die geführt werden können. Für 

diese gibt es viel Unterstützung aus der Zivilgesellschaft, oft hilft eine richtige Perspektive. 
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3.2. Klare Kante heißt auch: Abgrenzen. Der Counterspeech-Ansatz 
Mit Neonazis und Rechtspopulist*innen zu reden macht richtig schlechte Laune. Sie hören nicht 

zu. Sie wollen nicht diskutieren. Sie wollen keine Argumente abwägen, kein reflektiertes Urteil 

fällen. Sie wollen provozieren, anpöbeln, bedrohen, niederschreien, ihre Ideologie verbreiten und 

ihre Aggressionen abladen bei jemandem, den sie als politischen Gegner oder einfach als has-

senswerten Untermenschen ansehen. Wenn ihnen zu einem Thema nichts mehr einfällt, machen 

sie einfach ein nächstes auf, und die Predigt geht von vorne los. Sie wollen Minderheiten und An-

dersdenkende mundtot machen, ermüden, entmutigen. Immer wieder bringen sie die gleichen 

Ideologie-Versatzstücke, die sie als "Copy & Paste" bei "Vordenkern" der Szene aufgeschnappt ha-

ben.24 

Vorsicht. Hier das Gespräch sofort abbrechen. Freundlich aber bestimmt sagen: „Wir beenden hier das 

Gespräch. Für diesen Hass und diese Einstellungen habe ich kein Verständnis und keinen Raum in mei-

nem Leben.“ Notfalls lassen sich solche Menschen auch des Platzes verweisen.25  

Den Ansatz, Rechten keine Foren zu bieten, verfolgt auch die sogenannte Bremer Erklärung. Zur Bundes-

tagswahl 2017 hat sich eine überparteiliche Initiative gegründet, die sich klar gegen die Hetze und 

Diskursbestimmung durch die AfD, aber auch gegen andere Parteien des Spektrums gestellt hat. Diese 

Initiative hat die Bremer Erklärung verfasst, die klar sagt: „Wo wir sind, hat die AfD keine Stimme.“ Erst-

unterzeichnet wurde diese Erklärung von vielen Professor*innen, Akteur*innen der Zivilgesellschaft und 

Bürgerinnen und Bürgern Bremens. Sie verfolgt den Ansatz, rechte und hetzende Parteien nicht auf Dis-

kussionen einzuladen, ihnen keine Räume und somit keine Sichtbarkeit zu bieten. Dieser Erklärung sind 

auch viele Politiker*innen der Grünen, der Linken und der SPD in Bremen beigetreten. 

3.3. Online-Diskurs 

Mit Neonazis diskutieren bringt auch online nichts, denn sie hören auch dort nicht zu, sie lassen 

keine Belege gelten, gehen selten auf Argumente ein.26 

Auch hier gibt es eine klare Linie: Lasse dir nicht die Zeit stehlen - aber zeige deutlich, dass du da bist, 

die große Mehrheit der Menschen nicht hinter Rechten Ideen steht und fast alles, was Rechtspopu-

list*innen und -extreme behaupten nur in ihrem Weltbild funktioniert oder glatt gelogen ist. Dagegen 

muss eine faktenbasierte aber deutliche Gegenposition eingenommen werden, um Rechte Ideen und 

Thesen nicht unwidersprochen stehen zu lassen. Die Grünen im Bund haben dazu eine „Netzfeuerwehr“ 

gegründet, auch die Grünen Bremen haben dazu eine Gruppe auf Facebook eingerichtet. 

 Die Netzfeuerwehr im Bund: https://www.gruene.de/partei/2017/die-gruene-netzfeuerwehr-fuer-

einen-fairen-wahlkampf-2017-im-netz.html 

 Die Bremer Netzfeuerwehr: https://www.facebook.com/groups/792829670763560/  

 Die Initiative „Ich bin hier“ mit ihrem Hashtag #Ichbinhier als Unterstützungsaufruf ist nicht grü-

nenspezifisch, agiert aber ähnlich und sorgt für die Sichtbarkeit demokratischer Beiträge. 

Wichtige Punkte 

Diskutiere nicht auf dem Niveau der Rechten, zeige ihnen aber klar, wo Grenzen sind und wie viele 

Argumente und Menschen gegen sie stehen. Verbünde dich mit anderen und sage klar, wie es ist. 

https://www.gruene.de/partei/2017/die-gruene-netzfeuerwehr-fuer-einen-fairen-wahlkampf-2017-im-netz.html
https://www.gruene.de/partei/2017/die-gruene-netzfeuerwehr-fuer-einen-fairen-wahlkampf-2017-im-netz.html
https://www.facebook.com/groups/792829670763560/
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3.4. Typen von Aussagen und Lösungsansatz 

Rechte argumentieren oft mit floskelhaften und leicht zu widerlegenden Aussagen, die sich auf ihr fes-

tes Weltbild beziehen. Dabei kommen bestimmte Aussagemuster häufiger vor, die insbesondere genutzt 

werden, wenn messbare Fakten nicht mit dem Weltbild der Rechten übereinstimmen. Grundsätzlich hilft 

es, in einem ersten Schritt zu fragen, was genau sie da sagen und was das soll. Der erste Gedanke dabei 

sollte es sein, eine kluge offene Frage zu stellen – hinter der Propaganda steht meist erschreckend we-

nig wissen. 

 Verallgemeinerungen: Rechte schließen von einer erlebten oder erzählten Situation, z.B. einem 

Verbrechen, auf eine gesamte Menschengruppe, untermalen diese mit rassistischen Zuschrei-

bungen nach dem Muster: „Alle X machen Y, weil sie die Eigenschaft Z haben, das sieht man ja 

DA!“. 

 Behauptungsmix: Argumente, die viele Konzepte durcheinanderwerfen und oft als Beleidigung 

oder „das wird man ja noch sagen dürfen“-Floskel genutzt werden. Sie kombinieren verschiedene 

Unsinnige und nicht zusammenhängende Behauptungen. Diese lassen sich mit einem Hinweis 

darauf und eine Argumentation gegen das schlimmste Argument kontern. Gut ist auch zu fragen, 

was genau damit gemeint ist und sich die einzelnen Dinge erklären zu lassen. 

 Fehlschlüsse: Sind den Verallgemeinerungen ähnlich und. Diese Argumente schließen von (ver-

meintlichem) Wissen über Fakten oder über politische Ideen auf reale Umstände oder 

Regierungsprogramme. Diese Argumente finden sich oft bei Argumenten über die Zahlungen an 

Geflüchtete, bei vermeintlich „geschenkten iPhones“ und ähnlichem. 

 Verschwörungstheorien: Geflüchtete würden „ins Land geholt um die deutsche Bevölkerung aus-

zutauschen“, es gäbe einen „besonderen Arbeitsmarkt, in denen Zugewanderte Traumjobs 

bekommen“, „Meinungen werden verboten“ und ähnliches. Diese Mythen und Erfindungen sind 

Lügen. Sie sollten klar als solche bezeichnet werden. 

Bei vielen Situationen hilft es, sich im Voraus ein paar klare Gedanken dazu zu machen. Welche Themen 

kommen häufiger vor, sind vielleicht für die nächste Situation relevant? Zur Vorbereitung hilft es, sich 

einmal mögliche Aussagen und Probleme zu überlegen und darüber nachzudenken, wie sie wirken. Ob 

sie dann beantwortet oder   

1. Situation: Wo werde ich auf rechte Argumente Treffen: Am Wahlkampfstand in einem Arbei-

ter*innenstadtteil? An einer Podiumsdiskussion in einer sehr guten Schule? Bei einer Diskussion 

über ein Fachthema mit Beteiligung rechter Akteur*innen? 

2. Mögliche Themen: Wird es um soziale Probleme gehen, um Wohnungsbau oder um die Ängste 

von gut situierten Bürger*innen? Sind Pflege oder Bildung und KiTa die Oberthemen? Welche 

Probleme gibt es vor Ort? 

3. Kenne ich mich damit aus? Weiß ich, was für Informationen und Fallstricke es dabei gibt? 

Und für den alltäglichen Wahnsinn? 

Überlege dir auch Antworten auf Situationen, die du bereits erlebt hast. Du wirst „linksgrünversiffter 

Gutmensch“ geschimpft? Super! Frage die beleidigende Person, ob sie nicht auch gerne ein guter 

Mensch wäre. Warum sie damit ein Problem hat? Und vergiss bei Alltagsrassismus nie den Humor! Du 

hast ein farbiges Kind, das von allen im Supermarkt betatscht wird, weil andere Menschen „mal durch 

einen Afro“ streicheln wollen? Streichele ihnen durch die Haare und sage das gleiche, was sie sagen. Du 

oder deine Freund*innen sehen nicht „typisch Deutsch“ aus, du oder sie haben einen Migrationshinter-

grund (oder nicht) und ihr werdet dafür öfter bewertet und darauf angesprochen? Gebt die Komplimente 
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zurück, lobt für das sehr deutsche Aussehen und das gute Deutsch, das gesprochen wird. Nach diesem 

Schritt ist meistens Verblüffung die Folge und die Frage nach dem Grund für die andere Behandlung 

öffnet oft ein freundliches Gespräch. 

 

3.5. Argumente und ihre Einordnung 
 

Gefühlte Wahrheit Reale Fakten 

„Es gibt immer mehr Verbrechen seit die 

Flüchtlinge / “Kulturbereicherer“ / Gold-

stücke hier sind!!11elf“ 

Die am 08.05.2018 veröffentlichte letzte Kriminalstatistik 

zeigt so niedrige Zahlen wie seit 1992 nicht mehr und ei-

nen ebenso starken Rückgang. Dies gilt trotz einer 

zwischenzeitlichen Bandenproblematik auch für Bremen 

insgesamt.27 

„Gewalttaten kommen von Linken, das 

sieht man am G20-Gipfel, und islamische 

Terroristen bauen Bomben, um uns zu 

vernichten.“ 

Es gibt auch Gewalttaten von Links und von islamischen 

Terroristen. Weitaus mehr Straftaten werden aber durch 

Rechte begangen. Das gilt für alle Gewalttaten. Auch wur-

den in den letzten Jahren die meisten Waffen und 

Sprengstoffe bei Rechten gefunden, nicht bei Linken oder 

islamischen Gefährdern. 

„Geflüchtete bekommen mehr Geld als 

unsere eigenen, deutschen Menschen. 

Denen wird alles ermöglicht und wir 

schauen in die Röhre. Wer kümmert sich 

denn um unsere Obdachlosen?“ 

Das stimmt nicht. Die deutschen Gesetze sehen für alle 

Menschen gleiche Grundlagen vor. Leider bekommen Ge-

flüchtete oftmals sogar schlechtere Bedingungen, 

unterliegen besonderen einschränkenden Vorschriften wie 

strengen Aufenthaltsvorschriften und dürfen nicht arbeiten. 

Unabhängig davon gibt es aber schlechte Renten- und So-

zialpolitiken in Deutschland, die alle treffen. Gerade die 

AfD möchte Sozialleistungen beschränken und eine neoli-

berale, sozial kalte Politik durchsetzen.   

„Unsere Kinder werden indoktriniert, Schu-

len sind überfordert und an manchen 

Schulen wird kaum Deutsch gesprochen / 

die Kinder werden islamisiert oder durch 

Unterricht schwul gemacht“ 

Schulen haben ganz unterschiedliche Erfahrungen. Manche 

sind überfordert, manche schaffen es, mit klugen Konzep-

ten eine großartige Integrations-, Inklusions- und 

Bildungsleistung hinzubekommen. Schulen sind dabei we-

der berechtigt politisch noch religiös zu indoktrinieren. Es 

gibt auch keine Beweise, dass dies irgendwo der Fall wäre. 

Schulen leisten vielmehr die Arbeit, Kinder und Jugendliche 

auf die Gesellschaft vorzubereiten. Dazu zählt an nach pä-

dagogischen Gesichtspunkten richtigen Zeitpunkten auch 

Wissen über Sexualitäten, Religionen, politische Strömun-

gen, Medienkompetenz und andere gesellschaftliche 

Phänomene. 
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„Viele Länder sind doch sicher, ich kann da 

Urlaub machen, deswegen gibt es keinen 

Asylgrund, das sind alles Wirtschafts-

flüchtlinge.“ 

Das stimmt einfach nicht. Auch in Sachsen können viele 

Menschen gut Urlaub machen – es werden dort aber viele 

rassistische Straftaten verübt. Viel schlimmer sieht das aus, 

wenn Homosexualität oder Atheismus unter Androhung der 

Todesstrafe verboten sind, politische Gegner verfolgt wer-

den und ähnliches. Asyl ist ein individuelles 

Menschenrecht! Auch Flucht vor Hunger und extremer Ar-

mut ist menschlich. 

 

 

3.6.  Zehn Regeln für eine gute Debatte 
„Viele halten es für Schicksal, ob eine Debatte eskaliert. Dabei kennt die Forschung Verhaltensweisen, 

die jedes Gespräch besser machen. Hier sind zehn Regeln für eine gute Debatte.“28 

Die zehn Regeln für eine gute Debatte erschienen zuerst auf ZEIT ONLINE am 22. Mai 2017 anlässlich der 

Aktion „Deutschland spricht“ #D17. 

1. Versuchen Sie, wirklich zu verstehen 

Hören Sie zu wenn Ihr Gegenüber spricht - und versuchen Sie zu verstehen, worum es ihm 

im Kern geht. Fassen Sie zusammen, was bei Ihnen angekommen ist. Sie können zum Bei-

spiel sagen: „Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann ist Ihre Sorge, dass …“ oder „Ihr 

Punkt ist also, dass …“ Nur so können Sie sicherstellen, dass Sie wirklich verstanden haben, 

was dem anderen wichtig ist. In der Theorie der gewaltfreien Kommunikation nennt man 

dieses Vorgehen „aktives Zuhören“. 

2. Bleiben Sie beim Thema 

Menschen neigen in Diskussionen dazu, an entscheidenden Stellen abrupt das Thema zu 

wechseln oder in schneller Abfolge verschiedene Meinungen zu äußern. Das führt dazu, dass 

Streitpunkte aus dem Blick geraten, bevor Sie ihnen auf den Grund gegangen sind. Machen 

Sie das Parolen-Springen nicht mit. Moderieren Sie das Gespräch und haken Sie nach: „Das 

scheint mir ein neuer Punkt zu sein. Können Sie mir erst noch erklären, was Sie gemeint ha-

ben mit …“ 

3. Stellen Sie so viele offene Fragen wie möglich 

Stellen Sie Ihrem Gegenüber offene Fragen. Sie signalisieren damit den aufrichtigen 

Wunsch, die Position des Gegenübers zu verstehen, und schaffen sowohl auf der Sach- als 

auch auf der Beziehungsebene eine gute Grundlage für die weitere Diskussion. Die wichtigs-

te Frage für eine gelingende Debatte ist: „Warum glauben Sie, dass …?“ 

4. Finden Sie Gemeinsamkeiten 

In jedem Gespräch und mit jedem Gegenüber lassen sich Gemeinsamkeiten finden. Machen 

Sie deutlich, worin Sie mit Ihrem Gegenüber übereinstimmen. Sie schaffen damit ein gutes 

Klima für die weitere Diskussion und finden heraus, an welchem Punkt Ihre Auffassungen 

http://www.zeit.de/gesellschaft/2017-05/argumentationsforschung-politik-debatte-10-regeln
http://www.zeit.de/index
http://www.zeit.de/gesellschaft/2017-05/argumentationsforschung-politik-debatte-10-regeln
http://www.zeit.de/politik/2017-05/deutschland-spricht-aufruf-d17


 

15 
 

auseinandergehen. Womöglich liegen Ihre Positionen weniger weit voneinander entfernt, als 

Sie ursprünglich dachten. 

5. Belehren Sie Ihr Gegenüber nicht 

Wer belehrt, demonstriert höhere Erkenntnis und ruft beim Gegenüber Abwehr hervor. Ver-

meiden Sie es, zu moralisieren. Fragen Sie lieber nach und stellen persönliche Bezüge her: 

„Ist es Ihnen selbst schon einmal widerfahren, dass …?“ 

6. Begründen Sie Ihren Standpunkt 

Ihre Meinung ist wichtig. Aber durch das bloße Aufeinanderprallen von Meinungen ist noch 

nichts gewonnen. Um miteinander ins Gespräch zu kommen, ist es entscheidend, warum Sie 

dieser Meinung sind. Begründen Sie Ihren Standpunkt und laden Sie Ihr Gegenüber ein, das 

Gleiche zu tun. Bloße Meinungsbekundungen und Polemisierungen bringen das Gespräch 

nicht weiter. 

7. Interpretieren Sie wohlwollend 

Stürzen Sie sich nicht auf die offensichtlichen Schwächen in den Argumenten Ihres Gegen-

übers. Versuchen Sie, jedes Argument in seinem bestmöglichen Sinn zu interpretieren und 

auf die stärkste Version des Punktes einzugehen – selbst wenn Ihr Gegenüber nicht in der 

Lage ist, das Argument in Perfektion zu entwickeln. In der Argumentationslehre nennt man 

diesen Grundsatz „Prinzip des Wohlwollens“. 

8. Üben Sie sachliche Kritik 

Korrigieren Sie falsche Informationen. Decken Sie voreilige Schlüsse und Pauschalisierungen 

auf. Weisen Sie auf lückenhafte oder widersprüchliche Stellen in der Argumentation hin. Ge-

hen Sie mit Ihrer Kritik jedoch sparsam um und vermeiden Sie, wenn möglich, offene 

Konfrontation. 

9. Deeskalieren Sie 

In Diskussionen kochen häufig Emotionen hoch. Achten Sie darauf, dass Ihr Gegenüber sein 

Gesicht nicht verliert, wenn Sie Kritik üben. Bringen Sie gelegentlich Witz oder Ironie ein 

und sprechen Sie Ihre Gefühle und die des Gegenübers an. Sagen Sie so etwas wie „Ich mer-

ke, dass Sie/mich dieses Thema sehr wütend macht.“ Wichtig ist in jedem Fall: ruhig bleiben. 

10. Wechseln Sie die Perspektive 

Oft scheitern Diskussionen nicht nur an unterschiedlichen Meinungen, sondern an entge-

gengesetzten Wertvorstellungen. In solchen Fällen kann es helfen, die Perspektive des 

Gegenübers einzunehmen und zu überlegen, wie Sie argumentieren können, wenn Sie die 

Wertvorstellungen Ihres Gegenübers zugrunde legen. Wenn Ihrem Gegenüber der Schutz der 

Familie ein besonders hohes Gut ist, können Sie versuchen, vor diesem Hintergrund für Ihre 

Position zu argumentieren. Im wissenschaftlichen Diskurs nennt man dieses Vorgehen 

„Reframing“. Wichtig ist dabei, authentisch zu bleiben und die eigenen Grenzen nicht zu 

überschreiten. 
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3.7. Ein paar Dos und Dont‘s 
Diese können für jede Debatte, mit und über Rechtspopulist*innen, aber auch mit anderen Menschen aus 

jeglichem politischen Spektrum hilfreich sein. Auch linke, konservative, grüne und liberal eingestellte 

Menschen können – bewusst oder unbewusst – populistische Positionen einnehmen und rassistisch 

geprägte Aussagen treffen. Demokrat*innen, die für eine freie und gleichberechtigte Gesellschaftsord-

nung einstehen dürfen irren und sich streiten. Das darf nie vergessen werden. Diese Liste ist eine 

Weiterentwicklung der Dos und Dont’s aus der Broschüre „Linksgrün versifft?!“. 

Do‘s Dont‘s 

 eigene Position und Vorurteile reflektie-

ren: (Rechts-)Populistisch sind nicht 

immer nur „die Anderen“ 

 menschenverachtenden Äußerungen di-

rekt und klar widersprechen 

 öffentlich Position beziehen für soziale 

und demokratische Werte von Umwelt-

schutz bis Homosexuellen-Rechte 

 Parteienstreit und Polarisierung zulassen, 

aber auf unstreitbarer Grundlage von 

Menschenrechten. Demokratischen Par-

teien dürfen und müssen unterscheidbar 

sein. 

 Hilfe annehmen: Argumentationstrainings, 

Mobile Beratung, zivilgesellschaftliche 

Expertinnen 

 Verbündete suchen in Parlament und Zi-

vilgesellschaft. Mit ihnen lassen sich 

Absprachen treffen, gemeinsame Aktionen 

planen und Wissen austauschen 

 Demokratische und antirassistische Grup-

pen und Vereine unterstützen. Ihre 

Aktivität ist notwendig für eine demokra-

tische politische Kultur. Diese Gruppen 

sind mitunter massiven Anfeindungen und 

Einschüchterungsversuchen durch Neona-

zis und rassistische Strukturen ausgesetzt. 

Politikerinnen können sich vor sie stellen. 

 Das Grundgesetz, die freie Presse und die 

Institutionen sowie Grundsätze des Staa-

tes verteidigen. Inhaltliche Kritik ist etwas 

Gutes, fundamentale Ablehnung nicht. 

 

 Demokratische Spielregeln sollten nicht einge-

schränkt werden, um die AfD auszugrenzen. 

Demokrat*innen müssen fair bleiben. 

 Rechtspopulist*innen auf keinen Fall „rechts 

überholen“, also rassistische Sorgen ernst neh-

men und autoritäre Politik fordern. Das bedeutet 

ein Abrücken von der eigenen Position. Autoritä-

re Verordnungen werden nicht besser, weil sie 

von anderen Parteien beschlossen werden. Au-

ßerdem: Die Wählerinnen wählen lieber das 

Original. Die Grünen können am wenigsten hof-

fen, rechte Wählerinnen für sich zu gewinnen. Sie 

gelten als klares Feindbild. 

 Soziale und Sicherheitsthemen sollte man nicht 

kulturalisieren, also anhand von Migration erzäh-

len und bearbeiten: Kriminalität hängt nicht von 

Herkunft ab. 

 Rechtspopulist*innen auf den Leim gehen: Es 

mag besonnene und bürgerliche Politikerinnen in 

rechtspopulistischen Parteien geben. Das AfD-

Grundsatzprogramm und ihre Wahlprogramme 

enthalten z.B. klar rassistische, völkisch-

nationalistische, homosexuellenfeindliche und 

offen antifeministische Forderungen. Wer in der 

Partei ist, steht hinter diesen Programmen. In der 

Praxis heißt das: nicht für AfD-Anträge stimmen, 

der AfD nicht selbst ein Podium bieten. 

 Verharmlosungen zulassen. „Besorgte Bürger“, 

„Gute Deutsche“ und ähnliche Begriffe sind Eu-

phemismen und sollten – wenn überhaupt – nur 

mit Vorsicht und gut eingeordnet gebraucht wer-

den. 
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4. Anhänge 
Weitere Infomaterialien, Angebote und Broschüren zur AfD in Bremen und zu rechten Gruppierungen, die 

in der Arbeit für eine offene Gesellschaft helfen und unterstützen. Die Broschüren sind auch digital hin-

terlegt und teilweise in der Grünen Geschäftsstelle verfügbar. 

 „Dossier AfD und Rechtspopulismus“ von weiterdenken.  

o Aktuelle Studien und Einschätzungen zur Bundes-AfD und einzelnen Landesverbänden. 

o www.weiterdenken.de/de/afd-dossier 

 Die Broschüre „Linksgrün-versifft?“ 

o Handreichung zum Umgang mit rechtspopulistischen Parteien auf kommunaler Ebene. 

o https://www.boell.de/sites/default/files/umgang_rechtspopulismus_kommunal.pdf  

 Die Broschüre „Zur Sache! Was die AfD wirklich will“ ebenfalls von weiterdenken. 

o Eine anschauliche Analyse der politischen Positionen der AfD. 

o www.weiterdenken.de/de/zur-sache-afd  

 Das Dossier Rechtspopulismus der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) 

o Für Unterricht und Wissenschaft aufbereitete Artikel über Rechtspopulistische Sprache, 

Ideen und Politik. 

o http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtspopulismus/  

 Die Webseite „AfD-Watch Bremen“ 

o Ein mit hervorragenden Recherchen zum Bremer AfD-Netzwerk, zu handelnden Personen 

und anderen Teilen der Mischszene gefülltes Onlineportal. 

o https://afdwatchbremen.com  

 Die Webseite „Der Volksverpetzer“  

o Die Macher*innen hinter dem Volksverpetzer entlarven fortlaufend die Lügen und 

Falschdarstellungen der AfD und anderer Rechter. Sie erforschen die Fakten und stellen 

sie anschaulich und unterhaltsam dar. 

o https://www.volksverpetzer.de/  

 Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungszentrum Berlin e.V. (apabiz) 

o Das apabiz entstand Mitte der achtziger Jahre als Antifa-Pressearchiv. 

o https://www.apabiz.de/  

 Der online-Atlas „Rechtes Land“ des apabiz 

o  „Rechtes Land“ ist ein Atlas über rechte Strukturen und Aktivitäten in Deutschland. Kar-

tiert darin sind Orte von Neonazis und anderer extrem Rechter, ihre Verbände, ihre 

Morde, ihre Überfälle und Aufmärsche. 

o https://www.rechtesland.de/ 

 „Lexikon AfD“ von Belltower News, dem Netz für digitale Zivilgesellschaft. 

o www.belltower.news/lexikon/afd  

 Das Magazin Der rechte Rand  

o berichtet über rechte Parteien, Kameradschaften, rechte Think Tanks und viele Themen 

und Kampagnen – in der Bundesrepublik sowie international. 

o https://www.der-rechte-rand.de  

 Rhetorikvideos über die Sprache von Rechtspopulist*innen am Beispiel Norbert Hofers (FPÖ) 

o https://www.youtube.com/watch?v=Z0e6cteH9Lc (Teil 1/5) 

http://www.weiterdenken.de/de/afd-dossier
https://www.boell.de/sites/default/files/umgang_rechtspopulismus_kommunal.pdf
http://www.weiterdenken.de/de/zur-sache-afd
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtspopulismus/
https://afdwatchbremen.com/
https://www.volksverpetzer.de/
https://www.apabiz.de/
https://www.rechtesland.de/
http://www.belltower.news/lexikon/afd
https://www.der-rechte-rand.de/
https://www.youtube.com/watch?v=Z0e6cteH9Lc
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4.1. Akteure in Bremen 29 

Herauszuhebende Akteure30 sind die jeweiligen Abgeordneten Jan Timke (BiW) und Alexander Tassis 

(AfD) in der Bremischen Bürgerschaft, sowie Frank Magnitz (AfD) im Deutschen Bundestag und Thomas 

Jürgewitz (AfD) in der Stadtverordnetenversammlung Bremerhaven. Weiterhin sind Gerald Höns, Robert 

Teske und Marvin Mergard als Beiratsmitglieder und Funktionäre der Partei AfD, ihrer Jugendorganisati-

on wie auch anderer Gruppierungen, zu nennen. 

 Alexandros Tassis ist ein Abgeordneter der AfD, der insbesondere durch fremdenfeindliche An-

spielungen, Frauenfeindlichkeit und tendenziöse Anfragen im Parlament auffällt. Der Historiker 

hält nach Aussage einer Abgeordneten gerne „seltsame philosophische Reden“. Außerhalb des 

Parlamentes versucht er, eindeutig rechtsextrem konnotierte Demonstrationen („Kandel ist über-

all“) auch in Bremen zu etablieren und ist in herausgehobenen Funktionen bei der vom 

Verfassungsschutz beobachteten Patriotischen Plattform PP innerhalb der AfD auffällig. Außer-

dem war er Gründer zweier Gruppen namens „Homosexuelle in der AfD“ und „Migranten in der 

AfD“. Er befindet sich, wie auch Magnitz, in ideologischer Nähe zu Björn Höcke und dem rechten 

„Flügel“ in der AfD 

 Frank Magnitz ist Bundestagsabgeordneter und Landesvorsitzender der AfD. Er fällt wie Tassis 

insbesondere durch seine Einordnung in den Höcke-Flügel der Partei auf und ist ansonsten 

Strippenzieher und Unruhepol. Als Landesvorsitzender und Bundestagsabgeordneter fällt er 

durch glatte und leicht nachweisbare Lügen auf. Bundes- und sogar weltweite Bekanntheit hat 

die Lügenkampagne nach einem Angriff auf ihn erhalten. Dabei fabulierte er von einem Kantholz 

bis zu umfangreichen Erfindungen über die vermeintlichen Täter viele Informationen zusammen. 

Auch in der Parteiführung sind Lügen, Grabenkämpfe und Intrigen sein Stilmittel. So hat die AfD 

einen eher liberaleren Kreisverband zugunsten des rechtsextrem besetzten und sprechenden 

Landesvorstandes aufgelöst. Bis zum letzten Moment log er auch über seine Ambitionen, die 

Landesliste zur Bürgerschaftswahl anzuführen – und kandidierte dann doch. Somit hat er seine 

extrem rechte Politik im Bremer Landesverband etabliert. Die IB bezeichnete er als „kluge Leu-

te“31 und nutzt bewusst den Schulterschluss mit rechten Gruppierungen, um seine Machtbasis 

auszubauen und zu sichern. Er nutzt das Mittel der Opferrolle häufig und gekonnt, ist dabei aber 

eindeutig der Lügen zu überführen.32 Magnitz beschäftigte als Mitarbeiter in seinem Bremer Büro 

auch den IB-Kader Jonas Schick – dem nach eigener Aussage die Parteiarbeit nicht zusagte, der 

aber beim stark in der Nähe zu Rechtsextremen agierenden Magnitz eine politische Heimat ge-

funden hat.33 

 Gerald Höns ist Beiratsmitglied der AfD in Walle. Er stellt dort relativ viele Anfragen zu auf den 

ersten Blick unverdächtigen Themen34, hat versucht eine rechte Rockerkneipe in einem Kleingar-

tengebiet zu unterstützen und beheimatet einen Rockerclub in einem seiner Bunker in Walle. 

Dieser Bunker ist vielfach mit Aufklebern der AfD und mit deutschnationale sowie Linken- und 

Grünenfeindlichen Parolen beklebt. Ein Artikel in der Zeitschrift der Straße zeigt eindeutig, dass 

dieser Bunker sowohl Weltkriegsdevotionalien als auch Nazi-Memorabilien enthält und sogar ein 

sogenanntes „Führerzimmer“ eingerichtet ist.35 Ebenfalls finden sich nach Augen-

zeug*innenberichten auch Bilder aus NS-Propagandafilmen wie „Der ewige Jude“ in diesem 

Bunker. 

 Robert Teske ist Vorsitzender der JA, ist auf IB-Demonstrationen dokumentiert und ist in vielerlei 

Funktionen in der AfD und für ihre Abgeordneten tätig. Teske ist besonders aufgefallen, als er bei 
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einem mit einem bekannten Neonazi und weiteren rechten Diskutanten besetzten Podium in der 

Bremischen Bürgerschaft eine Art Einlasskontrolle durchführte und auch während der Veranstal-

tung Teile der Zivilgesellschaft und anwesende Gegendemonstrant*innen des Saales zu 

verweisen versuchte und mehrfach hörbar Hinweise der Bürgerschaftsleitung, die AfD sei hier 

nicht Hausherr, mit „Noch nicht“ und ähnlichen Äußerungen kommentierte. Teske verhehlt nicht, 

dass sein Ideal eine völkische und antipluralistische Gesellschaft ist. Aus persönlichen Erfahrun-

gen und Erzählungen lässt sich Teskes Genuss am eigenen abstoßenden Auftreten ablesen.36 

 Marvin Mergard ist, wie Teske, ein Vertreter der JA, gleichzeitig wie Tassis in der PP aktiv. Er ist 

Mitglied im Beirat Blumenthal. Er ist bei mehreren Demonstrationen der IB und anderer rechter 

Teilgruppierungen als Teilnehmer dokumentiert, betreibt eine eigene Netzwerkseite für Rechte 

und ist auch in seinen Äußerungen völkisch und rechtspopulistisch bis radikal wahrzunehmen. 

Unter anderem ist er – wie Magnitz‘ Tochter Ann-Kathrin, auch in diversen Videos aufgetreten, 

die rechtes und völkisches Gedankengut vertreten. 

 

4.2. Akteure in Bremerhaven 

 Thomas Jürgewitz (AfD) ist Stadtverordneter in Bremerhaven. Seine Äußerungen und Schreiben 

haben oft antimuslimischen und völkischen Charakter. Er verbreitet seit einem Rechtsstreit über 

Unregelmäßigkeiten bei der letzten Bürgerschaftswahl die Sichtweise, dass es Wahlfälschungen 

zu seinen Ungunsten gegeben habe. Dies wurde, wie auch Ermittlungen gegen ihn aufgrund sei-

nes Hauptwohnsitzes, von Gerichten nicht belegt.37 

 Jan Timke (BiW) ist Polizeibeamter und leitet neben seiner Parlamentstätigkeit ein Sicherheits-

unternehmen in Bremerhaven, in dem u. A. auch Neonazis beschäftigt worden sind. Er verhält 

sich parlamentarisch sachlich und ruhig, fällt aber durchaus auch für ideologische Äußerungen 

auf. Er versucht gegebenenfalls, durch gezielte Anfragen Gruppen wie Fußball-Ultras, die sich 

gegen rechts Positionieren, oder Migrant*innen in Misskredit zu bringen. 
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